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14. Januar 1943

Geheimtreffen der
Anti-Hitler-Koalition
In Casablanca beginnt am
14. Januar 1943 ein Geheim-
treffen der Anti-Hitler-Koali-
tion. In der marokkani-
schen Stadt treffen sich der
britische Premierminister
Winston Churchill (Foto)
und der US-Präsident Frank-
lin D. Roosevelt mit ihren je-
weiligen Stabschefs. Zu ih-
ren Zielen im Zweiten Welt-
krieg gehört die bedin-
gungslose Kapitulation des
Deutschen Reiches, Italiens
und Japans. Die Konferenz
endet am 24. Januar 1943.
fab FOTO: WIKIPEDIA/NH

KURZ NOTIERT

Wegen Korruptionsermitt-
lungen gegen seine Partei
hat Estlands Regierungschef
Jüri Ratas seinen Rücktritt
eingereicht. „Heute habe
ich die Entscheidung getrof-
fen, als Ministerpräsident
zurückzutreten“, erklärte
Ratas am Mittwoch im On-
line-Dienst Facebook. Der
Entscheidung waren Bera-
tungen der Führung von Ra-
tas’ Zentrumspartei voraus-
gegangen.

Regierungschef von
Estland tritt zurück

Die irische Regierung hat
sich für den Tod von 9000
Kindern in Mutter-Kind-Hei-
men von 1922 bis 1998 ent-
schuldigt. „Der Staat hat sie
im Stich gelassen“, sagte Mi-
nisterpräsident Micheal
Martin am Mittwoch im Par-
lament in Dublin. Es sei
beunruhigend, dass den Be-
hörden die hohen Sterblich-
keitsraten bekannt waren,
es jedoch kaum Hinweise
auf Eingriffe gebe.

Irland hat Kinder
„im Stich gelassen“

Die Exfrau des früheren
französischen Präsidenten
Nicolas Sarkozy könnte oh-
ne Gegenleistung Geld als
Parlamentsassistentin er-
halten haben, so ein Bericht
der Zeitung „Le Canard En-
chaîné“ vom Mittwoch.
Demnach erhielt Cécilia
Sarkozy, seit der Trennung
Cécilia Attias, 2002 und
2003 für eine Stelle in der
Nationalversammlung mo-
natlich 3088 Euro netto.

Geld ohne Leistung
für Sarkozys Exfrau?

Diskussion über
FFP2-Pflicht
Experten sind uneins, wie
sinnvoll die für Bayern ange-
kündigte FFP2-Masken-
pflicht im Nahverkehr und im
Einzelhandel ist. „Prinzipiell
finde ich die Idee gut“, sagte
der Virologe Jonas Schmidt-
Chanasit. Es müsste aber
zwingend Angebote wie kos-
tenlosen Zugang und Anlei-
tungen geben. Johannes
Knobloch, Leiter des Bereichs
Krankenhaushygiene am
Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf, sagte: „Ich
glaube nicht, dass das einen
großen Unterschied macht.“
Es bedürfe dabei großer Ex-
pertise. Hessen bereitet kei-
ne FFP2-Pflicht vor. Für die
ersten Tage hat Bayern einen
Verzicht auf Strafen ange-
kündigt. dpa FOTO: FRISO GENTSCH/DPA

„Wir könnten so viele Leben retten“
INTERVIEW Biotest-Vorstandschef hofft auf eigenes Corona-Medikament

onsanlage gebaut. Es gibt also
einen Finanzierungsrahmen.
Mit unseren Kreditgebern ha-
ben wir vereinbart, dass wir
keine zusätzlichen Kredite
aufnehmen. Das würde einen
Verhandlungsmarathon be-
deuten. Deshalb wollen wir
die staatliche Förderung, und
die würden wir sogar zurück-
zahlen. Wir wollen uns nicht
bereichern, sondern helfen.
Es geht nur darum, über
staatliche Mittel Risiken ge-
samtgesellschaftlich zu tra-
gen.

Je mehr Menschen
geimpft werden, desto
weniger erkranken. In
welchen Umfängen könn-
te Trimodulin überhaupt
eingesetzt werden?

Man muss leider davon aus-
gehen, dass die Intensivsta-
tionen trotz der Impfungen
in den nächsten Monaten
weiterhin stark belastet sein
werden. Wir rechnen damit,
dass wir mit Blick auf das be-
grenzt verfügbare Blutplas-
ma zwischen 800 und 1200
Covid-Patienten im ersten
Jahr versorgen könnten,
wenn wir sofort mit dem Aus-
bau der Produktionsanlage
beginnen und die dafür benö-
tigten Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen einstellen könn-
ten. Das mag erst mal nach
wenigen klingen – doch Sie
müssen bedenken, dass mo-
mentan jeder zweite Mensch
stirbt, der wegen Covid-19
auf der Intensivstation beat-
met wird. Wir könnten so vie-
le Leben retten.

ro bereits verplant sei. Nach
unserem Hinweis, dass ande-
re Länder gesonderte Töpfe
schaffen konnten, sagte man
uns, dass das zu lange dauern
würde. Man verwies uns an
den Bund, Finanzminister Mi-
chael Boddenberg hat sich
bei Kanzleramtschef Helge
Braun eingesetzt. Geklappt
hat es bislang nicht.

Können Sie das nachvoll-
ziehen?

Natürlich war es sinnvoll,
sich vor allem auf Impfstoffe
und Digitalisierung zu kon-
zentrieren. Allerdings, und
ohne jemanden schlechtma-
chen zu wollen: Im Sommer
letzten Jahres ist man offen-
bar davon ausgegangen, dass
es glimpflich läuft und man
das Schlimmste durch Imp-
fungen verhindern könnte.
Leider hat sich das Infektions-
geschehen anders entwickelt.
Wir werden auch in Zukunft
noch Covid-Patienten mit
schweren Verläufen haben.

Das Bundesforschungsmi-
nisterium hat weitere 50
Millionen Euro für die Ent-
wicklung von Corona-Me-
dikamenten angekündigt.
Zuvor waren es 45 Millio-
nen für die Erforschung
des Virus und potenzieller
Therapeutika. Versuchen
Sie es erneut?

Ja, klar. Wenn sich nun aber
zahlreiche Firmen um den 50
Millionen-Euro-Topf bewer-
ben, können Sie sich vorstel-
len, wie groß die Zusagen
sein können. So beeindru-
ckend ist der Topf ja nicht im
Vergleich zu den 750 Millio-
nen Euro, die an Impfstoff-
Entwickler geflossen sind.

In was würden Sie die För-
dermittel investieren?

Das Geld wäre dafür gedacht,
die Produktionsanlage für die
Herstellung von Trimodulin
zu erweitern. Dafür brauchen
wir Technik. Zusätzlich be-
darf es mehr Personal, denn
wir würden die Produktion
24 Stunden am Tag über 7 Ta-
ge die Woche laufen lassen.

Gäbe es andere, private
Geldgeber, um die 12 Mil-
lionen Euro aufzutreiben?

Wir haben gerade in Dreieich
ein Investitionsvolumen von
300 Millionen Euro geschul-
tert und eine neue Produkti-

seiner Kapazitäten. Wir
müssten die Herstellung an-
derer Medikamente unter-
brechen und die Gefahr ein-
gehen, dass die Testung von
Trimodulin länger dauert
oder das Mittel nicht zugelas-
sen wird. Deshalb warten wir
den Verlauf der aktuellen
Studie ab. Was wir nicht
müssten, wenn wir eine
staatliche Förderung erhal-
ten hätten.

Mit Ihren Förderanträgen
auf 12 Millionen Euro für
die Entwicklung von Tri-
modulin sind Sie beim
Bund und beim Land Hes-
sen gescheitert.

Zuerst haben wir bei der EU
einen Antrag gestellt. Der
wurde abgelehnt, weil wir
keinen europäischen Partner
haben. Der Bund hat uns mit-
geteilt, dass er nur die Impf-
stoff-Entwicklung, Grundla-
genforschung und die Digita-
lisierung des Gesundheitswe-
sens fördert. Man hat uns an
Hessen verwiesen. Von dort
hieß es, dass das Sonderver-
mögen von 12 Milliarden Eu-

ebenfalls positiv beeinflussen
können.

Das heißt, dass bald mit
der Phase-3-Studie der
letzte Schritt vor der
Marktzulassung folgen
könnte?

Mit der Europäischen Arznei-
mittel-Agentur haben wir so-
gar abgesprochen, dass wir
bei guten Daten aus der Pha-
se-2-Studie sofort eine be-
dingte Zulassung erhalten.
Wenn alles klappt, ist Trimo-
dulin bis Mai auf dem Markt.
Dann dürfte es Covid-Patien-
ten verabreicht werden, und
die Phase-3-Studie könnten
wir nachreichen.

Könnten Sie schon jetzt
produzieren?

Das machen wir aus mehre-
ren Gründen nicht. Zum ei-
nen ist das Blutplasma, das
wir für Trimodulin brauchen,
nicht nur teuer, sondern ge-
rade jetzt in der Coronakrise
auch knapp. Wir sind aber
auf Blut- und Plasmaspenden
angewiesen. Zum anderen ist
Biotest bereits an der Grenze

VON MAXIMILIAN BEER
UND GREGORY DAUBER

Kassel/Dreieich – Im hessi-
schen Dreieich entwickelt
das Unternehmen Biotest ein
Medikament, mit dem Covid-
19-Patienten therapiert wer-
den könnten. Wenn alles
klappt, so der Vorstandsvor-
sitzende Michael Ramroth im
Interview mit unserer Zei-
tung, kommt Trimodulin im
Mai 2021 auf den Markt. Mit
ihren Anträgen auf staatliche
Förderung ist die Firma bis-
lang gescheitert.

Herr Ramroth, warum set-
zen Sie so große Hoffnung
in Trimodulin?

Wir haben es bereits an Men-
schen testen können, die an
schweren Lungenentzündun-
gen litten und vor einer
künstlichen Beatmung stan-
den. Dabei zeigte sich, dass
Trimodulin die Sterblichkeit
um bis zu 70 Prozent reduzie-
ren konnte. Das Medikament
ist in der Lage, Viren und Bak-
terien im Körper zu identifi-
zieren und das Immunsystem
so zu beeinflussen, dass es
nicht überreagiert und so ein
Multiorganversagen verur-
sacht.

Bei schweren Covid-19-Ver-
läufen sehen wir ähnliche
Krankheitsbilder mit niedri-
gem Antikörperspiegel und
starker Entzündung der Lun-
ge. Deshalb haben wir eine
Phase-2-Studie mit Covid-Pa-
tienten gestartet, um hoffent-
lich zeigen zu können, dass
wir diese schweren Verläufe
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ZUR PERSON

Dr. Michael Ramroth (59) ist
seit 2019 Vorstandsvorsitzen-
der der Biotest AG in Drei-
eich, seit 2004 ist er Mitglied
des Vorstands. Zuvor war er
unter anderem Vorstand Un-
ternehmensentwicklung bei
der damaligen MG Technolo-
gies AG. Ramroth ist Jurist. Er
promovierte in Volkswirt-
schaftslehre. mxb FOTO: BIOTEST/NH

Trimodulin
Trimodulin ist ein Immunglobulin-Therapeutikum. Es wird aus
menschlichem Blutplasma gewonnen und enthält Antikörper,
die Erkrankten zu einem funktionierenden Immunsystem ver-
helfen können. Das Medikament wird für die Behandlung
von Patienten mit schwerer ambulant erworbener Lungen-
entzündung oder Covid-19 mit schwerem Krankheitsverlauf
entwickelt. Nach bisherigen Untersuchungen könnte es laut
Biotest unter anderem Atemstörungen und Multiorganversa-
gen vorbeugen sowie verhindern, dass sich das Immunsystem
gegen das körpereigene Gewebe richtet. mxb

Biotest AG
Die Biotest AG mit Hauptsitz
in Dreieich entwickelt und
vermarktet Plasmaprotein-
produkte und biotherapeuti-
sche Arzneimittel. Diese wer-
den laut Unternehmen in
mehr als 80 Ländern vertrie-
ben. Eigene Vertriebsgesell-
schaften gibt es demnach in
Europa und Brasilien. Welt-
weit beschäftigt Biotest rund
2000 Mitarbeiter, davon 1350
in Dreieich. Laut Vorstands-
chef Michael Ramroth beglei-
ten derzeit 35 bis 40 Personen
die aktuelle Studie zu Trimo-
dulin. Im Jahr 2019 machte
Biotest einen Umsatz von
419,1 Millionen Euro. mxb

Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier hat zur
Auseinandersetzung mit
dem deutschen Kaiserreich
aufgerufen – auch um Leh-
ren für die Gegenwart da-
raus zu ziehen. Er wünsche
sich eine „etwas intensivere
Diskussion“ über die Jahre
1870/71 bis 1914, sagte
Steinmeier am Mittwoch in
Berlin in einer Diskussion
mit Historikern im Schloss
Bellevue.

Steinmeier fordert
Diskurs zu Kaiserreich
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